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Die Deutsche Schule, 91. Jg. 1999, H. 1 5



Dieter Wunder
Gesellschaftspolitik und Schule
Gedanken zum 50jährigen Geburtstag der Fritz-Karsen-
Schule1

1 lerzlichen Glückwunsch zum 50. Geburtstag! Die Fritz-Karsen-Schule hat 
eine eigenständige Geschichte in der Einheitsschulbewegung, zugleich ist 
sie heute eine Gesamtschule von 1 bis 13, eine von sechs durch KMK-Be- 
schluss hervorgehobenen Gesamtschulen. Im kritischen Umgang mit einer 
solchen Geschichte lässt sich eine Positionsbestimmung für die Zukunft vor­
nehmen. Ich will dies über die Auseinandersetzung mit den Zielen der Ge­
samtschule tun. Über die Fritz-Karsen Schule selber zu sprechen ist ein 
Außenstehender schwerlich befugt, vielleicht entdecken Sie in meinen Aus­
führungen dennoch die ein oder andere Verbindung zu Ihrer Schule.

1. Die Gesamtschule ist eine beunruhigende Schulart
Schulen haben den Grundauftrag, junge Menschen zu funktionstüchtigen 
Mitgliedern der demokratischen Gesellschaft zu machen. Das gegliederte 
Schulwesen tut dies mit engen sozialen Vorgaben und in wesentlichen Tei­
len der ausschließlichen Betonung des Fachunterrichts. Die Gesamtschule 
gestaltet die immer vorhandene Verflechtung von Bildungswesen und Ge­
sellschaft in einer sehr offenen und flexiblen Weise; sie hat - wie die Ein­
heitsschule - andere Ziele als das gegliederte Schulwesen. Nur indem wir 
uns dessen bewusst sind oder wieder werden, können wir an ihrer Weiter­
entwicklung arbeiten.

Die Gesamtschule stellt sich der „sozialen Frage”, die sich in jeder Zeit an­
ders ausdrückt. Soziales Lernen gehört zum Kernprogramm der Gesamt­
schule, als Erwerb sozialer Kompetenzen und insbesondere als Erfahrung 
und Umgang mit sozialer Verschiedenheit; deswegen ist Solidarität in ihrer 
vielfältigen Bedeutung - als Bedingung für den Umgang verschiedener Men­
schen miteinander - ein wichtiges Erziehungsziel. Mit der Gesamtschule sind 
Ziele verbunden wie Chancengleichheit und Anerkennung der Vielfalt von 
Menschen; ein Denken in Begabungstypen wird ebenso abgelehnt wie die 
Einteilung 10- oder 12jähriger Menschen nach möglicher Eignung für be­
rufliche Laufbahnen. Dass Berlin heute, weil Bundeshauptstadt, wieder zur 
Einteilung im 10. Lebensjahr zurückkehren will, ist mehr als ein Verrat an 
einer großen schulpolitischen Tradition. Förderung jedes einzelnen Men­
schen ist Grundprinzip einer Gesamtschule; Benachteiligungen, z. B. von

1 Vortrag am 5.9.1998 in Berlin
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Arbeiter- oder Zuwandererkindern, sollen gemildert, wenn nicht aufgeho­
ben werden.

Die skizzierten Ziele werden von der Gesamtschule oft nicht erreicht, sie wer­
den durch die normale gesellschaftliche Entwicklung sogar eher behindert. 
Die Gesamtschule allerdings hat sich in der Tradition der „Schule für alle“ 
vorgenommen, sich an diesen Zielen „abzuarbeiten”. Freilich, in Deutsch­
land spricht man heutzutage kaum noch von solchen Zielen, aus verschie­
denen Gründen, z.B.

• Lehrerinnen und Lehrer an Gesamtschulen resignieren oft vor der Viel­
falt der tatsächlichen sozialen Probleme. Hatten sie sich einst vorgenom­
men, die soziale Wirklichkeit zu verändern, so müssen sie heute sehen, mit 
ihr überhaupt zurechtzukommen.

• Es gibt in unserer Gesellschaft derzeit zu wenig Kräfte, die gesellschafts­
politische Ziele wie Chancengleichheit in der Bildungspolitik unterstützen; 
Gesamtschulen sind gesellschaftlich in der Defensive.

• Das Problem Chancengleichheit ist weder praktisch noch theoretisch be­
friedigend aufgearbeitet worden. Zum einen erweist sich immer wieder, dass 
die Möglichkeiten der Schule, Ungleichheit im Bildungswesen zu beheben, 
zwar vorhanden, aber auch begrenzt sind; zum andern gibt es keine zufrie­
denstellende Antwort auf die Frage, was denn die Bemühungen der Schule 
um Chancengleichheit später für das „Leben“ in der Ungleichheit bedeu­
ten.

• Heute wird über andere Themen gestritten: Eliteförderung, Leistung, Qua­
lität, Eigenverantwortung. Auch hierbei handelt es sich zweifelsohne um 
wichtige gesellschaftspolitische Themen, aber solche, denen der Stachel der 
Beunruhigung fehlt; sie umgehen die Frage der Ungleichheit.

In Deutschland stehen derzeit soziale Themen trotz des Wortes der Kir­
chen (1997), trotz des Einflusses der Gewerkschaften nicht auf der Tages­
ordnung, auch nicht im Bildungswesen. Das wichtigste Gutachten zur Schul­
reform, die nordrhein-westfälische Denkschrift „Zukunft der Bildung - 
Schule der Zukunft“ (1995), streift Probleme der Ungleichheit nur am 
Rande. In der Bildungsrede des Bundespräsidenten (November 1997) ka­
men soziale Probleme überhaupt nicht vor. Auffällig ist allerdings, dass es 
sich meiner Wahrnehmung nach eher um ein deutsches Spezifikum handelt, 
so als sei mit dem Verschwinden der DDR die soziale Thematik ebenfalls 
verschwunden.

2. Das gegliederte Schulwesen genießt weithin Anerkennung
Denn es macht die Arbeit für alle Beteiligten einfacher und scheint zudem, 
nicht nur Eltern, mehr Sicherheit zu verleihen. Indem im traditionellen 
Schulwesen junge Menschen in drei scheinbar ähnlich begabte Gruppen ein­
geteilt und derart „homogen“ gemacht werden, wird zweierlei geleistet. Im 
Unterricht können sich die Lehrerinnen und Lehrer, ohne sich allzu unge­
recht vorzukommen, an einer jeweils imaginären Mitte ausrichten, also auf 
Differenzierung und Individualisierung verzichten. Zum andern werden die 
sozialen Probleme für die Schule „gemildert“. Nur die Hauptschulen, ins-

12 Die Deutsche Schule, 91. Jg. 1999, H. 1



besondere in Ballungsgebieten, wie auch nicht wenige Gesamtschulen ha­
ben sie in aller Härte aufzufangen: dort finden sich zugewanderte Jugend­
liche ohne ausreichende Deutschkenntnisse, dort sind „verwahrloste“ Ju­
gendliche und „Schulversager“ fast unter sich. Das gegliederte Schulwesen 
der „höheren Etagen“, Gymnasium und Realschule, „schützt“ - mehr als 
die Gesamtschule - vor den gesellschaftlichen Problemen, zum Bedauern 
ihrer Verfechter allerdings nur noch relativ; dies hat dennoch den unaus­
gesprochenen „Vorteil“, soziale Schichten wenigstens relativ zu trennen. 
Das Gymnasium ist so zum schulischen Prototyp der neoliberalen Gegen­
wart geworden. Es verspricht die Basis für den gesellschaftlichen Erfolg über 
den Weg des Studiums zu legen; schon sein Besuch hebt, wenn auch sehr 
viel weniger als früher, Menschen von anderen ab.

Solche pointierten Einsichten auszusprechen gilt heute als unzeitgemäß. 
Lehrer mögen die Kritik an Schularten nicht (mehr), das politische Klima 
ist auf Harmonie und gegenseitige Anerkennung aus.

Eigentümlicherweise ist aber etwas anderes zu bemerken. Gerade das Gym­
nasium wird wegen mangelnder Leistungsfähigkeit von der Hochschule kri­
tisiert, diese Kritik scheint von der internationalen vergleichenden TIMS- 
Studie bestätigt worden zu sein. Das ständige Herumdoktern an der 
gymnasialen Oberstufe zeigt das Unbehagen am Gymnasium. Indem diese 
Kritik mit der großen Zahl an Abiturienten in Zusammenhang gebracht 
wird, kehrt die soziale Frage über die Leistungsdiskussion in das Gymna­
sium zurück.

3. Die Gesamtschule hat Probleme
Selbst wenn die besseren Mathematikleistungen gemäß TIMSS in Ge­
samtschulsystemen erbracht werden, ist dies in Deutschland für viele Men­
schen kein Grund, auf die grundsätzliche Kritik an Gesamtschulen zu ver­
zichten. Der Gesamtschule wird von nicht wenigen die Anerkennung 
versagt, nicht nur wegen der geschilderten sozialen Problematik und der 
angedeuteten theoretischen Probleme, sondern auch, weil sie im Schulsy­
stem isoliert ist und weil ihre eigene Praxis nicht immer überzeugt. Denn sie 
reproduziert notgedrungen die Dreigliedrigkeit des Schulwesens in vielfäl­
tiger Weise, in ihren Abschlüssen wie in den Formen der äußeren Diffe­
renzierung; das fachunterrichtliche Denken ist dominant. Und: nicht jede 
Kritik am Leistungsstand mancher Gesamtschulen ist von vornherein von 
der Hand zu weisen ist (vgl. BiJu). Die Gesamtschule setzt - so mein Fazit 
- ihr gesellschaftspolitisches Credo zu zaghaft und zu unvollkommen um.

Die Reaktion vieler Anhänger von Gesamtschulen gegenüber Kritik ist we­
nig ermutigend. Man schottet sich ab. Dann gibt es da Muster-Gesamt­
schulen, die auf ihre eigenen Erfolge hinweisen und derart glauben, vom 
allgemeinen Trend nicht erfasst zu werden. Viele Lehrerinnen und Lehrer 
haben resigniert, sei es, weil sie sich durch lange Jahre Reformarbeit ver­
braucht fühlen, sei es, weil sie auf ihre gesellschaftspolitischen Ansprüche 
verzichtet haben und „realistisch“ geworden sind.

Mit solchen Rechtfertigungen des Rückzugs bin ich nicht zufrieden. Ich 
meine: viele Gesamtschulen haben aus verständlichen, aber nicht akzepta-
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bien Gründen auf ihre gesellschaftspolitische Position verzichtet und sind 
auch deswegen in die Defensive geraten. Demgegenüber plädiere ich für 
einen gesellschaftspolitischen Neuaufbruch in der Gesamtschulbewegung. 
Nur eine Gesamtschule, die von ihren (gesellschaftspolitischen) Zielen über­
zeugt ist, kann andere überzeugen, ist der Stachel im Fleisch.

4. Die pädagogische Praxis erfordert eine Neubesinnung
Ich plädiere für einen Neuaufbruch in der Gesamtschuldiskussion, aber auch 
eine Neubesinnung, also nicht einfach eine Wiederaufnahme vergangener 
Diskussionen. Denn die Lage gegenüber den 60er Jahren hat sich verän­
dert: die optimistische Stimmung der damaligen Gesellschaft ist einer mü­
den Unsicherheit gewichen.

Viele Lehrer, insbesondere an Haupt- und Gesamtschulen, verzweifeln über 
die Probleme, die ihnen täglich vor die Füße geworfen werden. Manche Schu­
len können ihrem Unterrichtsauftrag kaum noch oder gar nicht mehr nach­
kommen. Für sie geht es um sehr Elementares wie regelmäßigen Schulbe­
such, Bereitschaft zum Lernen, Fähigkeiten des Miteinanderlebens. 
Ehemals war und wurde Chancengleichheit das gemeinsame Problem der 
westdeutschen Gesellschaft. Heute hingegen ist die Aufgabe gestellt, dass 
alle junge Menschen, ob in Ost oder West, ob Inländer oder Zuwanderer, 
überhaupt Chancen durch Bildung bekommen. Das Gerechtigkeitsproblem 
von damals erscheint heute fast als Luxus; als gerecht gilt fast nur noch, dass 
jemand überhaupt einen Platz im Erwerbsleben erhalten kann. Der An­
spruchshorizont ist reduziert, weil die gesellschaftlichen Verhältnisse här­
ter geworden sind, aber auch, weil die Lebensverhältnisse mancher Kinder 
und Jugendlicher derart schwierig sind, dass die Voraussetzungen, auf die 
Unterricht aufbauen muss, nicht gegeben sind: Verwahrlosung ist ein 
Kennzeichen dieser Jugendlichen, Perspektivlosigkeit auf dem Arbeitsmarkt 
ein anderes. Die Lage ausländischer Jugendlicher hat sich in den letzten Jah­
ren, offensichtlich insbesondere bei Türken, entgegen bisheriger Zuversicht 
nicht gebessert. Diese und ähnliche Probleme häufen sich in Schulen so­
zialer Brennpunkte (vgl. Peter Hübner).

Derartige Verhältnisse gesellschaftlicher Benachteiligung sind für alle Be­
teiligten unerträglich. Weder die Jugendlichen noch die Lehrerinnen und 
Lehrer dürfen länger allein gelassen werden. Man wird und muss an Eltern 
Ansprüche stellen, aber von deren Erfüllung nicht die schulische Arbeit ab­
hängig machen können. Verwahrlosung jeder Art ist von der Schule ge­
meinsam mit der Jugendhilfe ebenso als Aufgabe anzusehen wie die Über­
windung anderer Benachteiligungen, insbesondere der von Zuwanderern. 
Wir brauchen in unserer Gesellschaft ein gemeinsames Bewusstsein dieser 
Probleme, ein gemeinsames Bemühen darum und gemeinsame Lösungs­
vorschläge.

5. Gesellschaftspolitische Gründe erfordern eine Neubesinnung
Die internationale bildungspolitische Diskussion geht andere Wege als die 
in Deutschland. Die soziale Frage steht dort auf der Tagesordnung. Der 
UNESCO-Bildungsbericht Delors’ „Lernfähigkeit: unser verborgener 
Reichtum“ (1996, dt. 1997) hat den sozialen Zerfall als eine der großen Ge-
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fahren unserer Gesellschaften beschrieben und den Bildungseinrichtungen 
die wichtige Aufgabe gegeben, dem mit allen pädagogisch möglichen Mit­
teln zu begegnen. Damit wird der Grundauftrag der Schule neu definiert. 
Was ich also soeben auf der Mikroebene analysiert und gefordert habe, wird 
von Delors und seinem Team auf der Makroebene der Gesellschaft darge­
stellt. Da gibt es die Arbeitsplatzinhaber und die, die keinen, keinen festen 
oder keinen vollen Arbeitsplatz haben; da gibt es die Einheimischen und 
die Zuwanderer; da gibt es die, die den Zugang zur Wissensgesellschaft ha­
ben, und diejenigen, denen dies nicht möglich ist. Alle diese Spaltungen ei­
ner Gesellschaft bedrohen sie, bis zum Zerfall. Das Bildungswesen kann 
Wirtschafts- und Gescllschaftspolitik nicht ersetzen, wohl aber kann es jun­
gen Menschen helfen, sich in der Gesellschaft bestmöglichst zu behaupten. 
Delors schreibt in seinem Vorwort: „Bildung ist der Kern der Persönlich­
keitsentwicklung und der Gemeinschaft“(15).

Der sozialen Frage stellt sich in überraschender Weise auch die als neoli­
beral zu kennzeichnende bayrisch-sächsischen Zukunftskommission, 
wenn sie schreibt (1997): „Es ist absehbar, dass die Anpassungen an den 
Weltmarkt und der Übergang von der Arbeitnehmer- zur Wissensgesell­
schaft mit einer Verschärfung sozialer Ungleichheit einhergeht“ (S. 49). 
„Größere Ungleichheiten könnten die Gesellschaft der Zukunft vor er­
hebliche Legitimationsschwierigkeiten stellen. Gerechtigkeitsfragen bre­
chen neu und grundsätzlich auf. Diese werden nur dann zu beantworten 
sein, wenn den Ergebnis-Ungleichheiten sehr gezielt eine Politik der 
Chancengleichheit entgegen wirkt. Das Bildungssystem muss jedermann dif­
ferenziert, begabungs- und neigungsgerecht fördern, damit das potentiell 
erreichbare Qualifkationsniveau auch tatsächlich erreicht wird... Nur wenn 
es gelingt, möglichst alle Menschen an den eben gerade nicht mehr aus­
schließlich auf den Beruf ausgerichteten Bildungsgütern teilhaben zu las­
sen, haben sie die Chance, sich selbst eine Stellung in der Gesellschaft zu 
erarbeiten“ (S. 49).

Chancengleichheit wird hier nicht als Weg zu mehr Gleichheit in der Ge­
sellschaft verstanden, sondern als Bedingung für eine ungleicher werdende 
Gesellschaft. Diese Argumentation mag man zynisch, aber auch realistisch 
nennen. Denn niemand glaubt ernsthaft, über Bildung Ungleichheit in der 
Gesellschaft beseitigen zu können. Die Kommission greift somit die Kritik 
der 60er und 70er Jahre am Ziel Chancengleichheit auf. Die Kommission 
bezeichnet Bildung aber auch als eigenständigen Weg zur Situierung in der 
Gesellschaft, zur Bestimmung der Stellung in der Gesellschaft unabhängig 
vom Arbeitsmarkt. Da schimmert offensichtlich ein Unbehagen an der sonst 
propagierten Ungleichheit durch, wird Bildung plötzlich zur Grundlage der 
Gesellschaft.

Mein Fazit lautet: wie immer man die Diskussion wertet, die soziale Frage 
als Auftrag Chancengleichheit ist heute - in einer Zeit zunehmender Un­
gleichheit - offensichtliche Anforderung an Schule, ist die spezifische Fas­
sung des Grundauftrages; diese hat ihn ernstzunehmen und über Umset­
zungsschritte neu nachzudenken. Gesellschaftspolitische Ziele müssen 
daher Handlungsziel der Lehrer im Alltag, besonders in Gesamtschulen, 
werden.
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6. Welche Refornivorstellungen haben deutsche Lehrerinnen und 
Lehrer eigentlich?
Ein Lehrer, eine Lehrerin sind dafür ausgebildet und haben den Auftrag, 
Kinder und Jugendliche, weitgehend fachgebunden, zu unterrichten - in 
Schreiben und Lesen, Rechnen und Fremdsprachen, in Physik und Ge­
schichte usw. Wenn dann noch mal Zeit bleibt für ein pädagogisches Wort, 
dann ist das schön. Aber eigentlich hat die Schule - so der Göttinger Er­
ziehungswissenschaftler Hermann Giesecke - keinen sozialpädagogischen 
Auftrag, dafür ist Jugendhilfe da. Nicht umsonst findet Giesecke viel Zu­
stimmung bei Lehrern, auch solchen, die im Alltag ein anderes Verhalten 
zeigen (müssen). Wenn Lehrer bereits die „normale“ sozialpädagogische 
Arbeit als Überforderung ansehen, ist dann nicht jede gesellschaftspoliti­
sche Anforderung eine Überhöhung des Auftrages, die in der Realität keine 
Basis hat? Allerdings vergessen sie derart vielfach den Grundauftrag, junge 
Menschen auf den Arbeitsmarkt sowie ihr privates wie politisches Leben 
in einer demokratischen Gesellschaft vorzubereiten.

Die Gemeinschaftsschule, die sozialistische Einheitsschule wie die Ge­
samtschule waren aus gesellschaftspolitischen Überlegungen entwickelt 
worden. Sie fanden die Zustimmung vieler Lehrer, zumindest doch nen­
nenswerter Gruppen von Lehrern. Ist dies heute anders geworden? Ist fol­
gendes Gedankenexperiment zulässig?

Ein Teil der Lehrerschaft war immer für gesellschaftspolitische Ziele zu ha­
ben. Dementsprechend haben sie für die Veränderung des Schulwesens ge­
arbeitet. Aber sie haben sich immer vorgestellt, dass sie in dem neuen Schul­
wesen ihrem bisherigen Auftrag - Fachunterricht - wie gewohnt, wenn auch 
unter veränderten Bedingungen nachgehen können, derart, dass das Neue 
zwar den Rahmen ihrer Arbeit ausmachen werde, aber sie haben selten ver­
sucht, das gesellschaftspolitische Ziel mit ihrer täglichen Arbeit als Lehrer 
zu verbinden. Sie haben die Gesellschaftspolitik gleichsam mit der Verän­
derung der Schulstruktur als erreicht betrachtet, aber im Grunde ä la Gie­
secke gehandelt. Wäre dem so, hieße das, dass die Lehrerschaft gegen ge­
sellschaftspolitische Alternativen in der Bildungspolitik resistent ist, dass also 
tiefgreifende Umstrukturierungsprozesse des Berufes überhaupt erst er­
folgen müssen, bevor neue gesellschaftspolitische Akzente bedeutsam wer­
den können.

Zur Vermeidung von Missverständnissen: mir geht es nicht um politisierende 
Lehrer, sondern darum, dass der gesellschaftspolitische Auftrag, den 
Schule hat, reflektiert und umgesetzt wird.

7. Aus dem gesellschaftspolitischen Auftrag der Schule sind Folge* 
rungen für die pädagogische Praxis zu ziehen
Was sind die je leitenden Interessen für die Arbeit in der Schule, in der Klasse? 
In der Erfüllung des Grundauftrages haben Lehrerinnen und Lehrer alle Kin­
der und Jugendlichen, in ihrer Verschiedenheit, in der Vielfalt der Anlagen 
und Begabungen, zu fördern. Ziel muss es sein, jedem möglichst gute Chan­
cen zu geben, Heterogenität statt Homogenität muss das Grundverständnis 
jeder Pädagogik sein. Mithin steht im Zentrum die Stärkung der Individua-
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lität, also die Persönlichkeitsbildung, nicht aber, der tatsächlichen Vielfalt aus­
zuweichen, denn dies könnte nur durch Nivellierung geschehen und wäre ein 
Unrecht an Jugendlichen; Ziel kann Chancengleichheit nur insofern sein, als 
jedem Menschen die beste Förderung seiner Möglichkeitengewährleistet  wird. 
Dies zu erreichen sind Formen äußerer Differenzierung als dominierender 
Unterrichtsform (schlechte) Krücken.

Aus dem bisher Erörterten ziehe ich einige Folgerungen: Gesellschaftspo­
litische Zielvorstellungen der Gesamtschule sind in der Auseinandersetzung 
mit den gesellschaftspolitischen Zielvorstellungen der anderen Schularten 
- z. B. denen der einseitigen Eliteförderung, denen der Hinnahme von Chan­
cenungleichheit, denen der scheinbaren Gleichgültigkeit gegenüber dem 
Grundauftrag und dem Befolgen eines verengten Bildungsbegriffes - wie­
derzugewinnen. Zwischen einer Gesellschaftspolitik, Chancengleichheit im 
Bildungswesen zu fördern, und der pädagogischen Praxis sind tragfähige 
Brücken zu bauen: dies sehe ich als das eigentliche Kernproblem der Ge­
samtschuldiskussion und der Entwickung der Gesamtschulen an. Lehrer­
kooperation, wie sie etwa auch an der Fritz-Karsen-Schule erprobt wurde, 
sollte darin ihr Zentrum finden. In jeder Gesamtschule müsste es jährlich 
eine Bestandsaufnahme im Bemühen um die soziale Frage, um Chancen­
gleichheit geben, so dass Jahr für Jahr geprüft werden kann, welche Ver­
änderungen, Rückschläge und Verbesserungen, stattfanden und welche Fol­
gerungen für die kommende Jahren zu ziehen sind. Einen Wettbewerb der 
Gesamtschulen um neue Wege in der Förderung von Chancengleichheit 
wäre wünschenswert.

Die gesellschaftspolitisch-pädagogischen  Ansätze in den 70er Jahren waren 
in manchem verfehlt, manches war gut. Dies ist vorurteilslos zu prüfen. Als 
positiv werte ich die verstärkte Hinführung zur Selbständigkeit durch die 
Wahl von Wahlpflichtkursen sowie die Vorbereitung der Berufswahl, 
außerdem ganztägige Angebote sei es der Freizeiterziehung, sei es der un­
terrichtlichen Hilfe, wie überhaupt unterschiedliche Fördermaßnahmen, so­
weit sie wirklich auf die Individuen zielten.

Es sind aber auch vielfältige neue Überlegungen einschließlich der Revision 
bisheriger Einstellungen vorzunehmen: Die basics, wie man heute sagt, also 
die selbstverständlichen über Unterricht vermittelten Fähigkeiten wie dif­
ferenzierte aktive und passive mündliche und schriftliche Ausdrucksfähig­
keit, Sicherheit im altersgemäßen Umgang mit mathematischen Zeichen, 
Grundkenntnisse in den Naturwissenschaften sowie Geschichte und Erd­
kunde, die ästhetische „Alphabetisierung“ sind die ersten Ziele von Schule. 
Wenn schulische Standards über der Sozialpädagogik und den handfesten 
Lebensproblemen Jugendlicher heute von manchen vernachlässigt werden, 
so ist dies ein Irrtum, der zu korrigieren ist. Wie Präsident Clinton oder der 
englische Regierungschef Blair zu Recht sagen: wem die Schule diese Fähig­
keiten nicht vermittelt, der hat im späteren Leben geringe Chancen. Hin­
zutritt als neue Anforderung die Fähigkeit, sich im Internet bewegen zu kön­
nen. Dies darf nicht Angelegenheit der einen Hälfte der Jugendlichen 
bleiben, alle müssen das (neue) „Wissensmanagement“ erlernen. Der Zu­
gang und der Umgang mit den neuen Informationsmöglichkeiten wird we­
sentlich über die Teilhabe am gesellschaftlichen Leben entscheiden.
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Die Gesamtschulbewegung der 60er Jahre tendierte zur Vernachlässigung der 
Fremdsprachen wie der Kenntnis anderer Kulturen, schien doch derart eine 
Hürde für die Benachteiligten abgebaut zu sein. So überzeugend damals die 
Gründe für dieses Verhalten erschienen - auch ich hing dieser Lehre an - , 
diese Position war falsch. Wir werden die Benachteiligung der Kinder, die 
von Hause weniger Kommunikationschancen haben, nicht durch deren 
Nichtteilnahme an der Internationalisierung unserer Gesellschaften beheben, 
sondern nur, indem wir über neue Unterrichtsformen wie der Betonung der 
Kommunikationsaspekte von Fremdsprachen allen Jugendlichen die Mög­
lichkeit zum Fremdsprachenerwerb schaffen, ergänzt durch mehrfachen und 
intensiven mehrwöchigen bis einjährigen Schüleraustausch. Kulturkunde - 
in der beispielhaften Kenntnis etwa der französischen oder der türkischen, 
der polnischen oder der US-amerikanischen Kultur - ist heute notwendiger 
Bestandteil der Orientierung in der Welt und Voraussetzung für die Über­
windung von Vorurteilen. Dazu haben nicht nur die fremdsprachlichen Fächer 
beizutragen, sondern auch Literatur oder Religion, Musik oder Geschichte.

Schließlich halte ich es für notwendig, den Bildungsbcgriit neu zu beleben. 
In der Tradition der Arbeiterbewegung war es zeitweise modisch, Humboldt 
wegen seiner Bürgerlichkeit beiseitezuschicben. Dies war ein Irrtum. Bil­
dung setzt auf Zweckfreiheit wie auf Selbsttätigkeit des Menschen. Beides 
ist für die Entwicklung der Menschen in der zukünftigen Gesellschaft un­
erlässlich, denn Menschsein darf nicht länger nur in Abhängigkeit von ei­
nem unzuverlässigen Arbeitsmarkt definiert werden. Selbsttätigkeit ver­
wirklicht sich in der steigenden Verantwortung für das eigene Lernen, ein 
Ziel, das vielen Schulen unbekannt zu sein scheint. Bestandteile des Bil­
dungsbegriffes sind die zwei Pole Anstrengung und Muße, sie werden nur 
selten zusammengesehen. Bildung ohne Anstrengung, also Leistung ist nicht 
denkbar - wer sich gegen Leistung wendet, diesen Begriff gar als Fehlori­
entierung ablehnt, begeht einen entscheidenden Fehler: Benachteiligte er­
halten Chancen durch Anstrengung und Leistung, nicht durch Nachsicht. 
Muße scheint heutzutage - im Zeichen des Wettbewerbs - nicht mit Schule 
zusammenzubringen zu sein: dem widerspreche ich; Leistung kann auch auf 
Muße beruhen. Bildung meint Anstrengung und Muße. Geistige und see­
lische Reifeprozesse brauchen Zeit; intensive Arbeit und Ruhe des Nach­
denkens, auch des Grübelns gehören zusammen.

Zu einer Politik der Chancengleichheit gehört ein klares Bekenntnis zum 
Erziehungsauftrag der Schule, nicht nur durch Unterricht, sondern auch 
durch das Vorbild der Pädagoginnen und Pädagogen, durch die Gestaltung 
der Schule und des gesamten Schullebens. Manche Gesamtschulen zeigen 
schon in ihrem Äußeren, dass sie damit große Probleme haben. Viele Ge­
samtschulen aber haben Erstaunliches geleistet, dafür allerdings nicht im­
mer adäquate Darstellungsformen gefunden. Man kaschierte manches im 
Begriff soziales Lernen und überließ den Erziehungsbegriff zeitweise den 
Gegnern der Gesamtschule. Das Selbstverständnis der Lehrer muss erzie­
herisch (sozialpädagogisch) geprägt sein, ohne die Bildungsziele der Schule 
aufzugeben.

Die Schule ist ein abgeschlossener Raum - Bildung bedarf auch der „Klau­
sur“ -, aber zugleich Teil der kommunalen Umwelt in ihrer ganzen Viel-
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falt; daher ist die Öffnung der Schule zu dieser Vielfalt ein verheißungs­
volles Konzept. Derart erwerben junge Menschen nicht nur Kenntnis der 
realen Welt, sondern sie erhalten auch Chancen, sich z. B. in sorgfältig vor­
bereiteten Betriebspraktika zu bewähren oder in der Verantwortung für an­
dere Menschen - im Altersheim, im Verein oder der Kirche, in sozialen oder 
ökologischen Einrichtungen. So können aus der Predigt von Tugenden 
tatsächliche Lebensmöglichkeiten werden. Eigenverantwortung in Lernen 
und Handeln ist ein gewichtiges Ziel der Schule und notwendige Vorbe­
reitung auf die Bürgerrolle in einer Demokratie.

Überlegt man sich, welches die grundlegenden sozialen Erziehungsziele sein 
sollen, so schlage ich die beiden Ziele „Anerkennung der Differenz“ und 
„Solidarität“ vor. Differenz ist eine allgegenwärtige Erfahrung der Men­
schen, nicht nur in der jeweiligen Geschlechtlichkeit, der „Normalität“ oder 
der Behinderung, auch im sozialen Miteinander wie in der kulturellen oder 
ethnischen Herkunft. Insbesondere aber gilt es, die Beachtung der je indi­
viduellen Verschiedenheit, also die Achtung der Würde eines jeden Men­
schen, zum obersten Maßstab des Handelns zu machen. Menschen können 
allerdings nur leben, wenn sie miteinander kooperieren und wenn sie für­
einander einstehen. Verantwortung füreinander und für andere ist daher 
die notwendige Ergänzung der Anerkennung von Differenz.

Ich habe bisher ganz bewusst die politischen Rahmenbedingungen für die 
Verwirklichung gesellschaftspolitischer Bildungsziele übergangen. Sie sind 
sowieso in unseren Köpfen - und zu Recht: wer auf soziale Probleme ant­
worten will, muss z. B. Mittel für Ganztagsangebote bereitstellen. Dennoch: 
Wir haben wohl zu lange allein über die Verantwortung der Politik ge­
sprochen und zu wenig über das, was Lehrerinnen und Lehrer selber tun 
können. Letzteres halte ich für ebenso wichtig wie ersteres, nicht nur in der 
heutigen Zeit, da Eigenverantwortung zu Recht zu einem Schlüsselbegriff 
der Schulreform wird - übrigens würde es nicht schaden, wenn Senatoren 
und Minister dabei mutiger wären als zu beobachten. Schulleute übersehen 
leicht, dass Bildungspolitiker vielfach nur das tun, was ihnen engagierte 
Schulleute nahelegen, vorausgesetzt sie überfordern nicht deren Hand­
lungsmöglichkeiten; die bewegenden Kräfte sind die Schulleute, die über­
zeugend arbeiten und auf neue gesellschaftliche Entwicklungen mit eige­
nen Vorstellungen antworten.

In diesem Sinne sage ich: Die Erneuerung und Stärkung der Gesamtschul­
bewegung wird nicht von außen, gar von oben kommen. Sie kann nur aus 
den Schulen kommen. Eine solche Bewegung hat dann - zuweilen - Chan­
cen, Öffentlichkeit wie Politik zu überzeugen. Auch wenn ich die Fritz-Kar- 
sen-Schule überfordere, sage ich ganz bewusst: es hängt von Schulen wie 
dieser in Berlin-Britz ab, was aus den Gesamtschulen und ihrem gesell­
schaftspolitischen Auftrag wird.
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